
  

Anlage 14 

Entschließung der 29. Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten in Deutschland 
am 9. Dezember 2014 in Hamburg 

Umfassende und effektive Informationsfreiheitsaufsicht unabdingbar! 

Mit den Informationsfreiheitsgesetzen des Bundes und der Länder wurde der Bundes- 
bzw. den Landesbeauftragten für Informationsfreiheit die Aufgabe eines „außergerichtli-
chen Streitschlichters“ im Bereich des allgemeinen Informationsfreiheitsrechts übertra-
gen. Sie kontrollieren die Anwendung der Informationsfreiheitsgesetze, vermitteln in 
Streitfällen und wirken auf die Einhaltung des geltenden Rechts hin. Im Bund sowie in 
den meisten Bundesländern verfügen die Informationsfreiheitsbeauftragten jedoch nur 
über eine eingeschränkte Kontroll- und Beratungskompetenz. Sie überwachen nur die 
Einhaltung des allgemeinen Informationsfreiheitsrechts, nicht jedoch der besonderen 
Informationszugangs- rechte, wie z. B. nach dem Umwelt- oder dem Verbraucherinfor-
mationsrecht. 

Diese Situation ist unbefriedigend. Bürgerinnen und Bürger erwarten, dass ihr Informa-
tionsanliegen von den Informationsfreiheitsbeauftragten umfassend geprüft wird. Man-
gels umfassender Kontroll- und Beratungszuständigkeit ist dies jedoch zu häufig nicht 
der Fall, sodass es im Umwelt- und im Verbraucherinformationsrecht an einer unab-
hängigen Aufsichtsbehörde fehlt. 

Auch die wissenschaftlichen Evaluierungsberichte zum Informationsfreiheitsgesetz des 
Bundes und einiger Länder haben sich dafür ausgesprochen, den Informationsfreiheits-
beauftragten zusätzlich die Kontrollkompetenzen für das besondere Informationsfrei-
heitsrecht zu übertragen. Im Bereich des Datenschutzes sind die Beauftragten bereits 
für das besondere Datenschutzrecht zuständig. Dieser Standard muss auch in der In-
formationsfreiheit hergestellt werden. 

Die Konferenz der Informationsfreiheitsbeauftragten fordert daher die Gesetzgeber in 
Bund und Ländern auf, die Kontroll- und Beratungskompetenzen der Informationsfrei-
heits- beauftragten um das Umwelt- und das Verbraucherinformationsrecht – wo dies 
noch nicht geschehen ist – zu erweitern und die Informationsfreiheitsbeauftragten mit 
ausreichenden personellen und sachlichen Mitteln auszustatten, damit sie ihren gesetz-
lichen Kontroll- und Beratungsaufgaben nachkommen können. Nur so ist gesichert, 
dass Bürgerinnen und Bürger bei der Ausübung ihrer Informationsrechte umfassend 
beraten werden und die Einhaltung der verschiedenen Informationsgesetze unabhängig 
kontrolliert wird. 

 


